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Von Edgar L. Gärtner

Die EU, ein auf nicht eingehaltenen Verträgen beruhendes und daher kaum
definierbares überstaatliches Gebilde, kann nicht als Hort der
Stabilität und der viel beschworenen Nachhaltigkeit gelten. Nun droht
diesem ohnehin krisenanfälligen Zusammenschluss in der Energiepolitik,
für die die EU-Kommission nach dem Lissabon-Vertrag eigentlich gar nicht
zuständig ist, eine potenziell explosive Kraftprobe zwischen der
Berliner Ampelregierung und der Regierung Macron/Borne in Paris.
Auslöser ist das Ansinnen der Ampelregierung, die EU möge die
Gaskraftwerke subventionieren, die in Deutschland dringend gebaut werden
müssen, um die verhunzte „Energiewende“ zu retten.

Da diese Kraftwerke nur als Lückenbüßer für den vom grünen Milieu
bevorzugten unsteten Wind- und Solarstrom dienen sollen, können sie
nicht rentabel betrieben werden. Sie werden voraussichtlich nur etwa
1500 bis 2000 Stunden im Jahr benötigt. Um rentabel zu werden, müssten
sie mindestens doppelt so lange laufen. Deshalb interessierten sich
private Investoren bislang nicht für die 30 bis 50 Gaskraftwerke, die
nach einschlägigen Berechnungen von McKinsey noch in diesem Jahrzehnt
gebaut werden müssten, um die Elektrizitätsversorgung Deutschlands zu
sichern. Bis jetzt sorgen ungeliebte Stein- und Braunkohlekraftwerke für
den notwendigen „Backup“ des unzuverlässigen Grünstroms. Ohnehin ist
Deutschland unterm Strich bereits auf Stromimporte aus Nachbarländern
angewiesen. Daher die für Bundesklimaminister Robert Habeck (Die Grünen)
naheliegende „Lösung“: Der Bau von Gaskraftwerken soll massiv staatlich,
d.h. durch die ohnehin von den Finanzämtern schon ausgequetschten
Steuerzahler subventioniert werden, um doch noch Investoren anzulocken.

Doch damit steht die Berliner Ampelregierung gleich vor dem nächsten
großen Problem: Die Subventionierung von Kraftwerken muss nach den
geltenden Regeln von der EU-Kommission genehmigt werden. Nach dem von
der Kommission beschlossenen und vom EU-Parlament abgesegneten „Green
Deal“ gilt die Subventionierung des Baus herkömmlicher Gaskraftwerke, da
diese mit einem „fossilen“ Energieträger betrieben werden, allerdings
als ausgeschlossen. Habeck und seine Berater hat das aber wohl nur kurz
in Verlegenheit gebracht. Sie deklarierten die Gaskraftwerke mit einer
Gesamtkapazität von 23,8 Gigawatt, deren Bau ab dem kommenden Jahr
sukzessive ausgeschrieben werden soll, in ihrem Antrag an die EU-
Kommission kurzerhand in Wasserstoff-Kraftwerke um. Denn nach dem Wunsch
der Grünen sollen diese von vornherein so ausgelegt werden, dass sie
eines fernen Tages auch mit grünem Wasserstoff betrieben werden können.
Am 1. August 2023 gab Robert Habeck bekannt, er habe darüber mit der EU-
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Kommission bereits eine grundsätzliche Vereinbarung erzielt.

Nach dem in Berlin im Jahre 2020 beschlossenen nationalen
Wasserstoffplan (inzwischen fortgeschrieben) sollen in Deutschland bis
2030 Elektrolyseanlagen mit einer Kapazität von mindestens 10GW
entstehen. Diese sollen mithilfe von vorwiegend durch Offshore-
Windkraftanlagen (WKA) gewonnener Elektrizität bis zu 28 Terawattstunden
(TWh) grünen Wasserstoff erzeugen. Das erscheint angesichts der
kostentreibenden Reparaturanfälligkeit der Offshore-Anlagen und dem
daher rührenden nachlassenden Interesse der Investoren mehr als kühn.
Die Windstrom-Kapazität wird selbst nach den offiziellen Schätzungen
nicht ausreichen, um die stromfressenden Elektrolysegeräte zu versorgen.
Deshalb sieht der Wasserstoffplan von vornherein vor, dass ein
bedeutender Teil des deutschen Wasserstoffbedarfs durch Importe gedeckt
werden muss. Diesem Zweck dient das Projekt einer Wasserstoff-Pipeline
von Marokko über Spanien und Südfrankreich bis nach Deutschland. Dagegen
regt sich schon jetzt in Südfrankreich Widerstand – aus verständlichen
Gründen.

Zurzeit macht die Produktion von grünem Wasserstoff in Deutschland nur
etwa 5 Prozent der Gesamtproduktion von etwa 60 TWh aus. Diese wird
überwiegend auf klassische Weise nicht mithilfe der Elektrolyse, sondern
durch die Dampfreformierung von Erdgas gewonnen, weil dafür im Vergleich
mit der Herstellung von grünem Wasserstoff nur knapp ein Siebtel des
Energieaufwandes benötigt wird. Es kann zurzeit ausgeschlossen werden,
dass die Produktion von grünem Wasserstoff in Deutschland so weit
gesteigert werden kann, dass das für 2030 festgelegte Ziel erreicht
wird. Denn dafür bräuchte man in Anbetracht der auf hoher See
erreichbaren Auslastung der WKA und der erwartbaren hohen
Umwandlungsverluste eine WKA-Kapazität von mindestens 300 TWh. Dem
Habeck-Ministerium kommt es allerdings letztlich gar nicht darauf an,
das angeführte Ziel zu erreichen. Es sucht lediglich eine Rechtfertigung
für die Umdeklarierung von Gaskraftwerken zu grünen Wasserstoff-
Kraftwerken, um an EU-Subventionen gelangen zu können.

Dagegen regt sich aus verständlichen Gründen Widerstand vor allem in
Frankreich. Ohnehin regt sich dort bereits wachsender Unmut gegen eine
abermalige Erhöhung des staatlich regulierten Strompreises für
Privatverbraucher. Diese Preiserhöhung folgt aus der Teilnahme
Frankreichs am EU-Strompreisfindungssystem nach dem Merrit-order-
Prinzip, wonach die am teuersten produzierenden deutschen Gaskraftwerke
den Strompreis bestimmen. Immer mehr Stimmen verlangen deshalb,
Frankreich solle sich, wie bereits Spanien und Portugal, vom
europäischen Strommarkt zurückziehen. Das sei möglich, ohne bestehende
Verträge zu verletzen, da es eine gemeinsame Energiepolitik der EU nach
dem Lissabon-Vertrag gar nicht geben könne. Auch Emmanuel Macrons
Energiewende-Ministerin Agnès Pannier-Runacher scheint inzwischen
begriffen zu haben, dass die von Berlin inspirierte Energiepolitik der
EU-Kommission in erster Linie das Ziel verfolgt, die Kostenvorteile
Frankreichs aufgrund preisgünstiger Kernenergie und alpiner Wasserkraft
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zunichte zu machen. Zu diesem Zweck wurden Leute mit engen Kontakten zum
deutschen Think Tank „AGORA Energiewende“ und dessen amerikanischen
Sponsoren systematisch in französische Ministerien und Spezialagenturen
wie ADEME (Agence de la transition écologique, agence de l’environnement
et de la maitrise de l‘énergie) eingeschleust. Werden Frau Pannier-
Runacher und ihr Chef den Mut aufbringen, das offen auszusprechen?

 


